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Diesem Deckblatt folgt der konsolidierte Gesetzestext1 und (soweit vorhanden) die historische/n 
Gesetzesbegründung/en. Der Begründungsteil des Gesamtdokuments wird nicht mehr ergänzt 
und bezogen auf aktuelle Regelungs-/Änderungsvorhaben durch einen Link (siehe oben) auf die 
uns bekannte Bundesrats- oder Bundestagsdrucksache2 ersetzt. 

                                                           
1
 Quelle: www.gesetze-im-internet.de - „Gesetze im Internet“ ist als Datenbank im Sinne der §§ 87a ff. UrhG geschützt. Die  
Bereitstellung der Daten erfolgt durch die juris GmbH. 

2 Quelle: Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentarische Vorgänge (DIP) - www.bundestag.de. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/126/1712640.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/131/1713114.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/065/1806560.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/073/1807358.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2016/0055-16.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/
http://www.bundestag.de/
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Gesetz über die Statistiken der öffentlichen
Finanzen und des Personals im öffentlichen
Dienst (Finanz- und Personalstatistikgesetz -
FPStatG)
FPStatG

Ausfertigungsdatum: 21.12.1992

Vollzitat:

"Finanz- und Personalstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 2006 (BGBl. I S. 438),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. März 2016 (BGBl. I S. 342) geändert worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 22.2.2006 I 438;
  zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 2.3.2016 I 342

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 25.12.1992 +++)
 
 

§ 1 Anordnung als Bundesstatistik

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden folgende Statistiken der öffentlichen Finanzwirtschaft und des
Personals im öffentlichen Dienst als Bundesstatistiken durchgeführt:
1.   die Statistik der Ausgaben und Einnahmen,

 

2.   die Statistik des Steueraufkommens, der Hebesätze und der Umlagen,
 

3.   die Statistik über die Schulden, Sicherheiten für Schulden und Finanzaktiva,
 

4.   die Statistik über das Personal im öffentlichen Dienst (Personalstandstatistik),
 

5.   die Statistik über die Empfänger von Versorgungsbezügen (Versorgungsempfängerstatistik).
 

6.   (weggefallen)
 

§ 2 Erhebungseinheiten

(1) Die Statistiken erstrecken sich auf die Finanzwirtschaft und das Personal
1.   des Bundes sowie die Finanzanteile an den Europäischen Gemeinschaften,

 

2.   der Länder,
 

3.   der Gemeinden und Gemeindeverbände,
 

4.   (weggefallen)
 

5.   der Sozialversicherungsträger und der Bundesagentur für Arbeit,
 

6.   (weggefallen)
 

7.   der rechtlich selbständigen Organisationen ohne Erwerbszweck für Wissenschaft, Forschung und
Entwicklung, sofern die Zuwendungen von anderen in diesem Paragraphen bezeichneten juristischen
Personen oder den Europäischen Gemeinschaften den Betrag von 160 000 Euro jährlich übersteigen, sowie
der Bundes-, Landes- und anderen öffentlichen Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung
und der Institute an Hochschulen, soweit nicht die Nummern 1 bis 3 Anwendung finden,
 

8.   der Deutschen Bundesbank,
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9.   (weggefallen)
 

10.   der staatlichen und kommunalen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die in öffentlicher oder privater
Rechtsform geführt werden, soweit nicht die Nummern 1 bis 3, 7 und 8 Anwendung finden; erfasst
werden auch solche Erhebungseinheiten, die in öffentlicher Rechtsform geführt werden und rechtlich
unselbständig sind, wenn für sie Sonderrechnungen geführt werden.
 

Zweckverbände und andere juristische Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit, soweit sie an Stelle
kommunaler Körperschaften kommunale Aufgaben erfüllen, gehören zu den in Satz 1 Nummer 10 genannten
Erhebungseinheiten.

(2) Ämter, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden und sonstige ähnliche gemeindliche Zusammenschlüsse sind
Gemeindeverbände im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die in einer privatrechtlichen Form geführt werden, gehören zu den
Erhebungseinheiten, wenn Erhebungseinheiten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10 mit mehr als
50 vom Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt sind. Privatrechtliche Stiftungen gehören zu
den Erhebungseinheiten, soweit sie öffentliche Aufgaben mit hauptamtlichem Personal wahrnehmen und die
Erhebungseinheiten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10 auf Grund der Stiftungssatzung oder
anderer Vorschriften beherrschenden Einfluss haben.

(4) (weggefallen)

§ 3 Statistik der Ausgaben und Einnahmen

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2
folgende Erhebungsmerkmale:
1.   jährlich

a)   die Haushaltsansätze der Einnahmen und Ausgaben in haushaltsrechtlicher Gliederung nach Einzelplan
und Kapitel sowie in der Gliederung nach Einnahme- und Ausgabearten sowie Aufgabenbereichen
entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppierungs- und Funktionenplan;
 

b)   (weggefallen)
 

c)   die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach der Haushaltsrechnung in haushaltsrechtlicher Gliederung
nach Einzelplan und Kapitel sowie in der Gliederung nach Einnahme- und Ausgabearten sowie
Aufgabenbereichen entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppierungs- und Funktionenplan;
 

d)   bei Einrichtungen mit kameralistischem Rechnungswesen die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben
und bei Einrichtungen mit kaufmännischem Rechnungswesen die Erträge, Aufwendungen und
Investitionsausgaben der Hochschulen und Hochschulkliniken, soweit sie nicht von der Hochschule oder
Hochschulklinik bewirtschaftet werden, in der Gliederung, die in der jeweils geltenden Fassung des
Hochschulstatistikgesetzes vom 2. November 1990 (BGBl. I S. 2414) festgelegt ist;
 

 

2.   vierteljährlich
a)   die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach dem Kassenergebnis entsprechend dem jeweils festgelegten

Gruppierungsplan;
 

b)   die Bauausgaben nach Aufgabenbereichen und die Erstattungen vom Bund für Ausgleichsforderungen;
 

c)   bei Einrichtungen mit kameralistischem Rechnungswesen die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben
und bei Einrichtungen mit kaufmännischem Rechnungswesen die Erträge, Aufwendungen und
Investitionsausgaben der Hochschulen und Hochschulkliniken, soweit sie nicht von der Hochschule oder
Hochschulklinik bewirtschaftet werden, in der Gliederung, die in der jeweils geltenden Fassung des
Hochschulstatistikgesetzes vom 2. November 1990 (BGBl. I S. 2414) festgelegt ist;
 

 

3.   monatlich
a)   die Summe der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben und den Finanzierungssaldo im Sinne des § 39 Nummer

2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273);
 

b)   die Steuereinnahmen;
 

c)   die Veräußerungserlöse;
 

d)   die Personalausgaben;
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e)   den laufenden Sachaufwand;
 

f)   die Zinsausgaben;
 

g)   die Investitionsausgaben;
 

h)   die Einnahmen von und Zahlungen an Verwaltungen;
 

i)   die Aufnahme und die Tilgung von Kreditmarktmitteln;
 

j)   die Kassenlage des Bundes und der Länder.
 

 

(2) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 folgende
Erhebungsmerkmale:
1.   jährlich

bei Anwendung des kameralistischen Rechnungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, bei
Anwendung des kommunal doppischen Rechnungswesens die Ein- und Auszahlungen, jeweils nach Arten
sowie Aufgabenbereichen oder Produktgruppen entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen
Systematik;
 

2.   vierteljährlich
a)   die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben oder die Ein- und Auszahlungen, jeweils nach Arten entsprechend

der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik;
 

b)   die Ausgaben oder Auszahlungen für soziale Sicherung sowie die Ausgaben und Auszahlungen für
Baumaßnahmen nach Aufgabenbereichen oder Produktgruppen entsprechend der für die Finanzstatistik
maßgeblichen Systematik.
 

 

(3) (weggefallen)

(4) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfasst bei Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 folgende
Erhebungsmerkmale:
1.   jährlich

die Einnahmen und Ausgaben auf der Grundlage der für eigene Zwecke dieser Körperschaften erstellten
Rechnungsunterlagen in einer Gliederung, die eine Zuordnung zu den Gruppen des jeweils festgelegten
Gruppierungsplanes gewährleistet;
 

2.   vierteljährlich
die Einnahmen und Ausgaben auf der Grundlage der für eigene Zwecke dieser Körperschaften erstellten
Rechnungsunterlagen in einer Gliederung, die eine Zuordnung zu den Gruppen des jeweils festgelegten
Gruppierungsplanes gewährleistet; dies gilt nicht für die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung.
 

(5) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei den Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung
der Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 folgende Erhebungsmerkmale:
1.   bei Anwendung des kameralistischen Rechnungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben,

 

2.   bei Anwendung des kommunal doppischen Rechnungswesens die Ein- und Auszahlungen,
 

3.   bei Anwendung des staatlich doppischen Rechnungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben,
 

4.   bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungswesens die Erträge und Aufwendungen sowie die
Investitionsausgaben.
 

Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 sind folgendermaßen zu erfassen:
1.   jährlich

a)   nach Arten;
 

b)   in fachlicher Gliederung;
 

 

2.   alle vier Jahre
a)   die Ist-Einnahmen, die Einzahlungen oder die Erträge nach Mittelgebern;

 

b)   die Ist-Ausgaben, die Auszahlungen oder die Aufwendungen und Investitionsausgaben nach
sozioökonomischen Forschungszielen, Technologiebereichen und Art der Forschungstätigkeit.
 

 



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

- Seite 4 von 11 -

(6) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7,
die nach den Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum
Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der
Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 310 vom 30.11.1996, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung dem Sektor Staat
zugerechnet werden, vierteljährlich folgende Erhebungsmerkmale:
1.   bei Anwendung des kameralistischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -ausgaben

1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei jeweils nach Arten
entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist;
 

2.   bei Anwendung des kommunal doppischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinzahlungen oder -
auszahlungen 1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ein- und Auszahlungen, wobei jeweils nach Arten
entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist;
 

3.   bei Anwendung des staatlich doppischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -ausgaben
1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei jeweils nach Arten
entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppierungsplan zu unterteilen ist;
 

4.   bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungswesens, sofern die gesamten Erträge oder Aufwendungen
1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Erträge und Aufwendungen sowie die Ausgaben für Investitionen
nach Arten.
 

(7) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10
jährlich folgende Erhebungsmerkmale:
1.   bei Anwendung des kameralistischen Rechnungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei jeweils

nach Arten und Aufgabenbereichen entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik zu
unterteilen ist;
 

2.   bei Anwendung des kommunal doppischen Rechnungswesens die Ein- und Auszahlungen, wobei jeweils nach
Arten und Aufgabenbereichen oder Produktgruppen entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen
Systematik zu unterteilen ist;
 

3.   bei Anwendung des staatlich doppischen Rechnungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei
jeweils nach Arten und Aufgabenbereichen entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppierungs- und
Funktionenplan zu unterteilen ist;
 

4.   bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungswesens die Daten der Bilanz, der Gewinn- und
Verlustrechnung, des Anlagenachweises sowie der Behandlung des Jahresergebnisses, auch soweit sie sich
aus dem Anhang ergeben.
 

(8) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10,
die nach den Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden,
vierteljährlich folgende Erhebungsmerkmale:
1.   bei Anwendung des kameralistischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -ausgaben

1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei jeweils nach Arten
entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist;
 

2.   bei Anwendung des kommunal doppischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinzahlungen oder -
auszahlungen 1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ein- und Auszahlungen, wobei jeweils nach Arten
entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist;
 

3.   bei Anwendung des staatlich doppischen Rechnungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -ausgaben
1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, wobei jeweils nach Arten
entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppierungsplan zu unterteilen ist,
 

4.   bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungswesens, sofern die gesamten Erträge oder Aufwendungen
1 000 000 Euro im Jahr übersteigen, die Erträge und Aufwendungen sowie die Ausgaben für Investitionen,
wobei die Investitionen nach Arten zu unterteilen sind.
 

Bei den Hochschulen kann von einer Erhebung abgesehen werden.

§ 4 Statistik des Steueraufkommens, der Hebesätze und der Umlagen

Die Statistik nach § 1 Nr. 2 erfasst
1.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 folgende Erhebungsmerkmale:
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a)   jährlich
den Gemeindeanteil an der Einkommen- und Umsatzsteuer und die Gewerbesteuerumlage nach dem
Ergebnis der Schlussabrechnung;
 

b)   monatlich
das Aufkommen aus Steuern nach Steuerarten und Zöllen;
 

 

2.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 folgende Erhebungsmerkmale:
a)   jährlich

die Hebesätze der Realsteuern nach der Festlegung in der Haushaltssatzung, die bis zum 30. Juni
beschlossenen Änderungen der Hebesätze sowie die Umlagesätze der allgemeinen Umlagen und der
Sonderumlagen;
 

b)   vierteljährlich
das Aufkommen aus Steuern nach Steuerarten.
 

 

§ 5 Statistik über die Schulden, Sicherheiten für Schulden und Finanzaktiva

Die Statistik nach § 1 Nummer 3 erfasst
1.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10, soweit sie nach den

Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden, jährlich
zum 31. Dezember folgende Erhebungsmerkmale:
a)   den Stand der Schulden und den berichtigten Schuldenstand des Vorjahres, wobei jeweils nach

Schuldarten und Gläubigern zu unterteilen ist;
 

b)   den Stand der Schulden und den berichtigten Schuldenstand des Vorjahres für Wertpapiere und für
Kredite, wobei für die Wertpapiere jeweils nach Arten und Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach
Gläubigern und Laufzeiten zu unterteilen ist;
 

c)   den Stand der Schulden bei Kreditinstituten und inländischen Unternehmen, die nicht öffentliche
Unternehmen oder Kreditinstitute sind, und bei natürlichen und juristischen Personen des Auslandes,
soweit sie nicht zu den Kreditinstituten zählen, wobei jeweils nach dem Jahr der Fälligkeit zu unterteilen
ist;
 

d)   die Summe der Bürgschaften und die berichtigte Summe der Bürgschaften des Vorjahres, wobei jeweils
nach Bürgschaftsnehmern zu unterteilen ist;
 

e)   die Schuldenaufnahmen und Schuldentilgungen im Laufe des Jahres für Wertpapiere und Kredite, wobei
für die Wertpapiere jeweils nach Arten und Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläubigern und
Laufzeiten zu unterteilen ist;
 

f)   die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jahres für Wertpapiere und für Kredite, wobei für die
Wertpapiere jeweils nach Arten und Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläubigern und
Laufzeiten zu unterteilen ist;
 

g)   die Schuldenübernahmen nach Schuldarten, wobei jeweils nach Gläubigern, Schuldnern und Laufzeiten
zu unterteilen ist;
 

h)   die Schuldenerlasse und den Verzicht auf Forderungen nach Schuld- und Forderungsarten, wobei jeweils
nach Gläubigern, Schuldnern und Laufzeiten zu unterteilen ist;
 

i)   den Stand der Finanzaktiva, wie sie im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 definiert sind, wobei
nach Arten zu unterteilen ist;
 

 

2.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, die nicht dem Sektor Staat nach den
Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 zugerechnet werden, jährlich zum 31. Dezember
folgende Erhebungsmerkmale:
a)   den Stand der Schulden und den berichtigten Schuldenstand des Vorjahres, wobei jeweils nach

Schuldarten und Gläubigergruppen zu unterteilen ist;
 

b)   den Stand der Schulden und den berichtigten Schuldenstand des Vorjahres für Wertpapiere und Kredite,
wobei für die Wertpapiere jeweils nach Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläubigergruppen
und Laufzeiten zu unterteilen ist;
 

c)   die Schuldenaufnahmen und Schuldentilgungen im Laufe des Jahres nach Gläubigergruppen;
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d)   die Schuldenaufnahmen und -tilgungen im Laufe des Jahres für Wertpapiere und Kredite, wobei für die
Wertpapiere jeweils nach Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläubigergruppen und Laufzeiten
zu unterteilen ist;
 

e)   die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jahres, wobei jeweils nach Gläubigergruppen zu unterteilen
ist;
 

f)   die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jahres für Wertpapiere und für Kredite, wobei für die
Wertpapiere jeweils nach Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläubigergruppen und Laufzeiten
zu unterteilen ist;
 

g)   die Summe der Bürgschaften und die berichtigte Summe der Bürgschaften des Vorjahres;
 

 

3.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 jährlich zum 31. Dezember die
Garantien und sonstigen Gewährleistungen und die berichtigte Summe der Garantien und sonstigen
Gewährleistungen des Vorjahres, wobei jeweils nach den aus der Garantie oder Gewährleistung
unterschiedlichen Begünstigten zu unterteilen ist;
 

4.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5, bei den Erhebungseinheiten
nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, sofern sie nach § 3 Absatz 6 herangezogen werden, sowie bei den
Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, sofern sie nach § 3 Absatz 8 herangezogen
werden, folgende Erhebungsmerkmale vierteljährlich zum Quartalsende:
a)   den Stand der Schulden jeweils nach Schuldarten und Gläubigern;

 

b)   die finanziellen Transaktionen, wie sie im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 definiert sind und
soweit diese Transaktionen nicht nach § 3 erhoben werden, wobei nach Arten zu unterteilen ist.
 

§ 3 Absatz 8 Satz 2 findet keine Anwendung.
 

§ 6 Personalstandstatistik

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 4 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 jährlich zum 30. Juni die
in einem unmittelbaren Dienst- oder Arbeitsvertragsverhältnis stehenden Beschäftigten nach folgenden
Erhebungsmerkmalen:
1.   Geburtsmonat und -jahr,

 

2.   Geschlecht,
 

3.   Art, Umfang und Dauer des Dienst- oder Arbeitsvertragsverhältnisses,
 

4.   Laufbahngruppe, Einstufung, Dienstaltersstufe oder Stufe der Bezügetabelle, Stufe des Familienzuschlags,
Bruttobezüge im Berichtsmonat, gegliedert nach Bezügebestandteilen,
 

5.   Dienst- oder Arbeitsort sowie bei den in einem Dienstverhältnis stehenden Personen der Wohnort,
 

6.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, soweit die Beschäftigten in einem unmittelbaren
Dienstverhältnis stehen, auch nach Monat und Jahr, ab dem Zuweisungen zum Versorgungsfonds des
Bundes geleistet werden,
 

7.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 auch Einzelplan, Kapitel und
Aufgabenbereich,
 

8.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 10 auch den Aufgabenbereich oder die
Produktgruppe,
 

9.   bei den Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung der Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz
1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 auch den Bildungsabschluss und die Staatsangehörigkeit.
 

Zusätzlich werden bei den in § 2 Absatz 1 Nummer 7 genannten Erhebungseinheiten auch die Art der
Beschäftigung und das Wissenschaftsgebiet erfasst.

(2) Die Auskunftspflichtigen nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 liefern die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 in Form
von Einzeldaten. Abweichend von Satz 1 werden bei den in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 genannten
Erhebungseinheiten in privater Rechtsform die Angaben in Form von Summendaten erfasst.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden bei den in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 genannten Erhebungseinheiten
in privater Rechtsform nur Art, Umfang und Dauer des Arbeitsvertragsverhältnisses, Geschlecht und Arbeitsort
erfasst.
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(4) Abweichend von Absatz 1 werden bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genannten Erhebungseinheiten nur
Geburtsmonat und -jahr, Geschlecht, Art, Umfang und Dauer des Dienst- oder Arbeitsvertragsverhältnisses,
Laufbahngruppe, Dienst- oder Arbeitsort, Bildungsabschluss, Staatsangehörigkeit, die Art der Beschäftigung und
das Wissenschaftsgebiet erfasst.

§ 7 Versorgungsempfängerstatistik

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 5 erfasst bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 jährlich zum Stichtag
1. Januar die Empfänger von Versorgungsbezügen nach Beamten- und Soldatenversorgungsrecht sowie
beamtenrechtlichen Grundsätzen nach folgenden Erhebungsmerkmalen:
1.   Geburtsmonat und -jahr,

 

2.   Geschlecht, Familienstand,
 

3.   Art des früheren Dienstverhältnisses,
 

4.   Rechtsgrundlage der Versorgung,
 

5.   Art des Versorgungsanspruchs,
 

6.   Laufbahngruppe, Besoldungsgruppe,
 

7.   Wohnort,
 

8.   Ruhegehaltssatz,
 

9.   Bestandsveränderungen im Vorjahr, Grund für den Eintritt des Versorgungsfalls, letzter Aufgabenbereich,
 

10.   Bruttoversorgungsbezüge des Vorjahres,
 

11.   Bruttoversorgungsbezüge im Berichtsmonat gegliedert nach Bezügebestandteilen,
 

12.   Versorgungsabschläge bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand,
 

13.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 auch nach dem Einzelplan.
 

(2) Die Auskunftspflichtigen nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 liefern die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 in Form
von Einzeldaten. Abweichend von Satz 1 werden bei den in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 genannten
Erhebungseinheiten und den in Nummer 10 genannten Erhebungseinheiten in privater Rechtsform die Angaben
in Form von Summendaten erfasst.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden für die Empfänger von Versorgungsbezügen bei den in § 2 Absatz 1 Satz
1 Nummer 7 genannten Erhebungseinheiten und den in Nummer 10 genannten Erhebungseinheiten in privater
Rechtsform nur die Art des früheren Dienstverhältnisses, die Art der Versorgung und die Besoldungsgruppe
erfasst.

§ 8 (weggefallen)

§ 9 Zusätzliche Erhebungsmerkmale

Zusätzliche Erhebungsmerkmale sind
1.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 die Art der Einrichtung, die Sitzgemeinde

der Einrichtung, der Anteil von Forschung und Entwicklung an der Gesamttätigkeit und der Aufgabenbereich
der Einrichtung,
 

2.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 für die Erhebungen nach den §§ 6 und 7 der
Beschäftigungsbereich.
 

§ 9a Datenbank Berichtskreismanagement

(1) Für die Statistiken der öffentlichen Finanzwirtschaft und die Personalstatistiken im öffentlichen
Dienst nach § 1 dieses Gesetzes sowie für die Statistiken der Hochschulfinanzen nach § 3 Absatz 7 des
Hochschulstatistikgesetzes führen die statistischen Ämter des Bundes und der Länder eine einheitliche
Datenbank Berichtskreismanagement.

(2) Die Datenbank darf verwendet werden
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1.   zur Bestimmung der Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1,
 

2.   zur Bestimmung der Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und 10, die nach den
Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden,
 

3.   für das Statistikregister,
 

4.   für Zusammenführungen nach § 13 Absatz 2,
 

5.   für Analyse- und Auswertungszwecke.
 

Die in Absatz 1 genannten Stellen dürfen nur die ihren jeweiligen Aufgabenbereich betreffenden Daten
verwenden.

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen führen in der Datenbank folgende Angaben zu den Erhebungseinheiten
nach § 2 Absatz 1:
1.   Name der Erhebungseinheit, Sektorzugehörigkeit nach den Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG)

Nr. 2223/96, regionale Zuordnung der Erhebungseinheit bis auf Gemeindeebene, Aufgabenbereich oder
Gliederungsnummer und Produkt,
 

2.   Anschrift der Erhebungseinheit, Name und Anschrift der unmittelbaren und mittelbaren Anteilseigner, sofern
diese keine natürlichen Personen sind, sowie deren Anteil am Nennkapital und Stimmrecht; Name und
Anschrift der unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen mit Anteil am Nennkapital und Stimmrecht,
 

3.   organisatorischer Regionalschlüssel, Regionalschlüssel der Sitzgemeinde, Einwohnerzahl in der Sitzgemeinde
und Einwohnerzahl des organisatorischen Regionalschlüssels,
 

4.   Datum der Eingliederung und Ausgliederung,
 

5.   Art der Buchführung und der Haushaltssystematik,
 

6.   Identifikationsnummer des Statistikregisters und erhebungsspezifische Kennnummern,
 

7.   Rechtsform, Verwaltungsform, Eignerstatus und Besitzverhältnis,
 

8.   Wirtschaftszweig, Einzelplan und Kapitel, Umsatzsteuerpflicht und Angaben zur Art der Datenlieferung,
 

9.   Beschäftigungsbereich und Hochschulart, Klassifikation, Forschungs- und Entwicklungstätigkeit.
 

Die Angaben sollen jährlich aktualisiert werden.

(4) Die Angaben nach Absatz 3 dürfen folgenden Quellen entnommen werden:
1.   Erhebungen nach § 1 dieses Gesetzes,

 

2.   Erhebungen nach § 3 Absatz 7 des Hochschulstatistikgesetzes,
 

3.   dem Statistikregister und
 

4.   allgemein zugänglichen Quellen.
 

(5) Die Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 übermitteln den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder
jährlich auf Anforderung Einzelangaben
1.   zum Kreis der zu Befragenden,

 

2.   zur statistischen Zuordnung der zu Befragenden sowie
 

3.   zur Feststellung der Zugehörigkeit der Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 zum Sektor
Staat nach § 9a Absatz 2 Nummer 1 und 2.
 

(6) Soweit Erhebungsmerkmale aus Erhebungen nach § 1 dieses Gesetzes und nach § 3 Absatz 7 des
Hochschulstatistikgesetzes den Angaben in der Datenbank entsprechen, dürfen die statistischen Ämter der
Länder und das Statistische Bundesamt Angaben aus der Datenbank zu diesen Merkmalen übernehmen und
insoweit von einer gesonderten Erhebung absehen.

§ 10 Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale sind
1.   Name und Anschrift der Erhebungseinheit sowie Berichts- und Dienststellennummer,
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2.   Name, Anschrift und Telekommunikationsanschlussnummern der für eventuelle Rückfragen zur Verfügung
stehenden Person,
 

3.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und 10 auch die für den entsprechenden
Haushalt zuständige oberste Bundes- oder Landesbehörde.
 

§ 11 Auskunftspflicht

(1) Für alle Statistiken nach diesem Gesetz besteht Auskunftspflicht. Die Angaben zu den Merkmalen nach § 10
Nr. 2 sind freiwillig. Die Daten sollen nach Vorgaben der statistischen Ämter elektronisch übermittelt werden.

(2) Auskunftspflichtig sind
1.   für die Erhebung nach den §§ 3 und 5

a)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die Finanzminister und
Finanzsenatoren; für die Mittel der Hochschulen auch die Leiter der öffentlichen Besoldungsstellen, der
Amtskassen, der Bauämter oder anderer Stellen, sofern diese Mittel für die Hochschule bewirtschaften;
 

b)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 7 die Leiter dieser
Erhebungseinheiten oder der für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zuständigen Stellen;
 

c)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 die Leiter dieser Erhebungseinheiten;
 

d)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 die Leiter oder die für das Haushalts-
, Kassen- und Rechnungswesen zuständigen Stellen oder, soweit die Angaben hier nicht erlangt werden
können, die Träger dieser Erhebungseinheiten;
 

 

2.   für die Erhebung nach § 4
a)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die Finanzminister und

Finanzsenatoren; für die Erhebung nach § 4 Nr. 1 Buchstabe a der für den Finanzausgleich unter den
Ländern zuständige Minister des jeweiligen Landes;
 

b)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 die Leiter dieser Erhebungseinheiten
oder der für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zuständigen Stellen;
 

 

3.   für die Erhebungen nach den §§ 6 und 7
a)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die zuständigen Bundesminister,

Landesminister und -senatoren oder die Leiter der für die Zahlbarmachung der Bezüge zuständigen
Stellen;
 

b)   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 5, 7, 8 und 10 die Leiter dieser
Erhebungseinheiten oder der für die Zahlbarmachung der Bezüge zuständigen Stellen.
 

 

(3) Für die Erhebungsmerkmale nach § 9 gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Für die Erhebung nach § 9a Absatz 5 sind auskunftspflichtig
1.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die Finanzministerinnen und -minister

sowie Finanzsenatorinnen und -senatoren;
 

2.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 7 die Leiterinnen und Leiter dieser
Erhebungseinheiten oder der für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zuständigen Stellen;
 

3.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 die Leiterinnen und Leiter dieser
Erhebungseinheiten;
 

4.   bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 die Leiterinnen und Leiter oder die für das
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zuständigen Stellen oder, soweit die Angaben hier nicht erlangt
werden können, die Träger dieser Erhebungseinheiten.
 

§ 12 Zentrale Erhebungen

(1) Die Statistiken nach den §§ 3 und 4 werden bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1,
5 und 7 und bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen der Bund unmittelbar
oder mittelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt ist, sowie bei
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den rechtlich unselbständigen Fonds und Einrichtungen des Bundes vom Statistischen Bundesamt erhoben und
aufbereitet.

(2) Die Statistik nach § 3 wird bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und bei den
kameral buchenden Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen die Länder unmittelbar
oder mittelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder Stimmrechts beteiligt sind, sowie bei den
rechtlich unselbständigen Fonds und Einrichtungen der Länder vom Statistischen Bundesamt erhoben und
aufbereitet.

(3) Die Statistik nach § 5 wird bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 7 sowie bei
den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, soweit sie der Aufsicht des Bundes unterstehen,
und bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen der Bund unmittelbar oder
mittelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt ist, vom Statistischen
Bundesamt erhoben und aufbereitet. Die Statistik nach § 5 Nummer 4 Buchstabe a wird bei den kameral
buchenden Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen die Länder unmittelbar oder
mittelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt sind, sowie bei den
rechtlich unselbständigen Fonds und Einrichtungen der Länder vom Statistischen Bundesamt erhoben und
aufbereitet.

(4) Die Statistiken nach den §§ 6 und 7 werden bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und 7 sowie bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 8, soweit sie der Aufsicht des
Bundes unterstehen, und bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen der Bund
unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt ist,
vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet.

§ 13 Zusammenführung

(1) Zur Gewinnung statistischer Ergebnisse auf der Ebene der Hochschulen dürfen von den statistischen
Ämtern der Länder die Erhebungsmerkmale Ist-Ausgaben und Ist-Einnahmen oder die Erhebungsmerkmale
Erträge, Aufwendungen und Investitionsausgaben der Hochschulen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und
Nr. 2 Buchstabe c, soweit sie nicht von den Hochschulen selbst bewirtschaftet werden, sowie die Namen der
Hochschulen mit den Erhebungsmerkmalen nach § 3 Abs. 7 des Hochschulstatistikgesetzes zusammengeführt
werden.

(2) Zur Gewinnung statistischer Ergebnisse dürfen die Angaben nach § 9a Absatz 3 mit den
Erhebungsmerkmalen der Statistiken nach § 1 dieses Gesetzes und den Erhebungsmerkmalen nach § 3 Absatz 7
des Hochschulstatistikgesetzes zusammengeführt werden.

§ 14 Übermittlung

(1) An oberste Bundes- oder Landesbehörden dürfen für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden
Körperschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen
Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden,
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. Tabellen, deren Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen, dürfen, soweit die Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 betroffen sind, nur
dann übermittelt werden, wenn sie nicht in tieferer regionaler Gliederung als auf Regierungsbezirksebene, im Fall
der Stadtstaaten auf Bezirksebene, aufbereitet sind.

(2) Die Angaben nach § 9a Absatz 5 dürfen zum Aufbau und zur Führung des Statistikregisters nach § 1 Abs.
1 des Statistikregistergesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1300, 2903) in der jeweils geltenden Fassung
verwendet werden.

(3) Für ausschließlich kommunalstatistische Zwecke dürfen das Statistische Bundesamt und die statistischen
Ämter der Länder den für statistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden oder Gemeindeverbände
(Statistikstellen) auf Ersuchen für deren Zuständigkeitsbereich Einzelangaben zu den Erhebungsmerkmalen
übermitteln. Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn das Statistikgeheimnis durch gesetzlich vorgeschriebene
Maßnahmen, insbesondere zur räumlichen, organisatorischen und personellen Trennung der Statistikstellen von
den für nicht-statistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden oder Gemeindeverbände, gewährleistet
ist.

§ 15 Veröffentlichung
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Statistische Ergebnisse, auch soweit sie auf Zusammenführungen von Angaben nach § 13 Absatz 2 beruhen,
sowie Angaben nach § 9a Absatz 3 Nummer 1 dürfen auf der Ebene der Erhebungseinheit veröffentlicht werden,
soweit nicht Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, die nicht dem Sektor Staat zuzurechnen
sind, betroffen sind.

§ 16 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

-
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

 

I.  Überblick – Zielsetzung und Notwendigkeit, Begriffsklarstellungen 

 
In Abschnitt I. wird unter Gliederungsnummer 1 zunächst auf die Ausgangslage hingewie-
sen und die Zielsetzung des Vorhabens dargestellt sowie zum besseren Verständnis und 
zur Vermeidung von Wiederholungen auf die wesentlichen Grundbegriffe und die Grund-
voraussetzungen für die unterschiedlichen Reformmodelle der Haushaltswirtschaft in den 
Gebietskörperschaften eingegangen. Die wesentlichen gesetzlichen Änderungen werden 
sodann unter Nummer 2 zusammengefasst. 

 

1 Allgemeines 

 

1.1  Ausgangslage und Zielsetzung 
 
Das Haushaltsrecht des Bundes und der Länder war durch die Haushaltsreform 1969 
grundlegend neu gestaltet worden. In den Folgejahren erfuhr das Haushaltsrecht ver-
schiedene Änderungen. Insbesondere mit dem am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen 
Haushaltsrechtsfortentwicklungsgesetz wurde grundsätzlich die Möglichkeit geschaffen, 
den Dienststellen bei der Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln mehr Flexibilität einzu-
räumen; ferner wurde die Kosten- und Leistungsrechnung gesetzlich verankert. 

Gegenwärtig sind auf staatlicher Ebene unterschiedliche Entwicklungstendenzen zur Um-
gestaltung des Haushalts- und Rechnungswesens festzustellen. In einigen Bundeslän-
dern sind Reformvorhaben auf den Weg gebracht worden, dort sollen die bislang kamera-
len Haushalts- und Rechnungswesensysteme auf doppische Systeme umgestellt werden. 
Auch für die Kameralistik des Bundes hat der Bundesrechnungshof in seinem Bericht 
nach § 99 BHO über die Modernisierung des staatlichen Haushalts- und Rechnungswe-
sens (BT-Drs. 16/2400) Reformbedarf gesehen. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
HGrG-Initiative der Länder Hamburg und Hessen (BR-Drs. 504/06) und der breiten Re-
formdebatte sind die Grundsätze für einheitlich geltende rechtliche Rahmenbedingungen 
neu zu regeln. Wesentliches Ziel ist dabei, eine Koexistenz unterschiedlicher Rech-
nungswesensysteme zu ermöglichen, innerhalb dieser Systeme jeweils ein Mindestmaß 
einheitlicher Vorgaben zu setzen und über die jeweiligen Gebietkörperschaften hinaus 
eine Einheitlichkeit der erforderlichen übergreifenden Datenlieferung zu gewährleisten.  

Die Lösung durch das vorliegende Haushaltsgrundsätzemodernisierungsgesetz besteht 
einerseits in einer Abkehr von der bisher zwingenden Verpflichtung, das Haushalts- und 
Rechnungswesen kameral zu gestalten und alternative Möglichkeiten nur zusätzlich und 
Doppelaufwand verursachend zuzulassen. Andererseits wird der bereits zu beobachten-
den Tendenz divergierender und möglicherweise alsbald ohne Gegensteuerung nicht 
mehr harmonisierbarer Entwicklungen entgegen gewirkt, indem für die Ausgestaltung ty-
pisierbarer Reformvorhaben einheitliche Vorgaben etabliert werden. Dies umfasst Syste-
me auf doppischer Basis, aber auch - wie bisher - kamerale Haushalte oder erweitert ka-
merale Gestaltungsweisen sowie produktorientierte Haushalte oder Produkthaushalte. 
Schließlich wird geregelt, dass die Gebietskörperschaften unabhängig von der Ausrich-
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tung ihrer Haushaltswirtschaft weiterhin für statistische Anforderungen und sonstige Be-
richterstatterpflichten Daten auf einheitlicher Grundlage zu liefern haben. 

Aus dem Haushaltsgrundsätzemodernisierungsgesetz ergibt sich für die Gebietskörper-
schaften keine Verpflichtung zur Umgestaltung des Haushalts- und Rechnungswesens, es 
werden lediglich Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet. Sofern Reformvorhaben konkret um-
gesetzt werden sollen, bedarf es jeweils gesonderter Beschlüsse und Überprüfungen und 
ggf. Anpassungen der jeweiligen finanzverfassungsrechtlichen Vorgaben und Haushalts-
ordnungen.  
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Für doppisch basierte Haushalte sind für die Angaben zum Haushaltsabschluss die Vor-
schriften des § 37 Absatz 3 und 4 in Verbindung mit § 10 Absatz 4 sowie die nach § 7a in 
Verbindung mit § 49a Absatz 1 festzulegenden einheitlichen Standards einschlägig. 

Zu Nummer 22 (§ 49a -neu-) 

Zu § 49a Absatz 1 -neu- 

Im Rahmen der Kameralistik sind die haushaltsrechtlichen und -systematischen Verfah-
rens- und Datengrundlagen für die Haushalte von Bund und Ländern durch das HGrG 
sowie die BHO bzw. die Landeshaushaltsordnungen definiert. Etwaige Problemfälle in der 
Anwendung des gemeinsamen Haushaltsrechtsrahmens werden im Bund-Länder-
Arbeitsausschuss Haushaltsrecht und Haushaltssystematik erörtert und bereinigt. In dop-
pischen Haushalten gibt es bereits aufgrund der Tatsache, dass eine Anlehnung an das 
HGB erfolgt, eine Reihe von systematischen Details festzulegen, die auf die Vergleichbar-
keit der Haushalte eine ganz erhebliche Auswirkung haben. Ausgangsbasis einheitlicher 
Standards für doppische Haushalte und Produkthaushalte sind die „Mindeststandards 
Doppik“, der Verwaltungskontenrahmen sowie der Integrierte Produktrahmen auf der 
Grundlage der Arbeiten des Bund-Länder-Arbeitskreises „KLR/Doppik“. Das Gremium 
nach § 49 a Absatz 1 befasst sich dabei mit Ausführungs- und Erläuterungsbestimmun-
gen vorwiegend technisch-organisatorischer Art. Regelungen, die die grundsätzliche Defi-
nition und Festlegung von Haushaltsstrukturen und damit die Ausgestaltung der staatli-
chen Haushaltswirtschaft und des staatlichen Rechnungswesens betreffen, wären dem 
jeweiligen Gesetzgeber vorbehalten. 

Für erweitert kamerale Haushalte sollen diese Standards ebenfalls insoweit greifen, als 
sie z.B. den Verwaltungskontenrahmen und ggf. den Produktrahmen verwenden und 
Vermögens- und Schuldenkategorien jeweils vollständig erfassen und bewerten. 

Das zu beauftragende Bund-Länder-Gremium sollte der Arbeitsauschuss Haushaltsrecht 
und Haushaltssystematik sein, der sich zur Erarbeitung der technischen Einzelheiten wie-
derum eines Expertengremiums bedienen kann. Die Standards müssen mit Inkrafttreten 
der HGrG-Novelle zur Anwendung bereit stehen, damit die Aufstellung, Bewirtschaftung 
und Rechnungslegung doppischer Haushalte bzw. von Produkthaushalten einheitlich er-
folgt. 

Die Umsetzung erfolgt durch Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder. § 49 
Absatz 1 Satz 4 begründet keine rechtliche Verpflichtung der Länder zum Erlass entspre-
chender Verwaltungsvorschriften. Auf der Grundlage der zwischen Bund und Ländern 
getroffenen Absprachen ist aber davon auszugehen, dass die Länder die mit der vorge-
sehenen Mehrheit erzielten Arbeitsergebnisse des Standardisierungsgremiums durch 
Verwaltungsvorschriften umsetzen. 

Die Stimmengewichtung von Bund und Ländern bezieht die föderale Ausprägung der 
Haushaltswirtschaft ebenso ein, wie das Interesse nach Vergleichbarkeit der Rechnungs-
ergebnisse berücksichtigt wird. Auf das Erfordernis der Einstimmigkeit wurde verzichtet, 
um  – unter Beachtung der föderalen Belange – ein effektives Verfahren zu ermöglichen. 
In dem Gremium wird die externe Finanzkontrolle durch den Bundesrechnungshof und 
einen Landesrechnungshof vertreten. Diese nehmen nach ihrem Ermessen an den Sit-
zungen beratend teil. Die gesetzlichen Beteiligungsrechte der Rechnungshöfe bleiben 
unberührt. Auch das Statistische Bundesamt sowie die Zentrale Datenstelle der Länderfi-
nanzminister können als Gäste an den Sitzungen des Gremiums beratend teilnehmen. 
Um die Belange der Finanzstatistik einschließlich der der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen erfüllen zu können, wird diese Vorgabe in das Gesetz aufgenommen. 

Die Einzelheiten des Gremiums und seiner Verfahrensregeln sowie die Festlegung ange-
messener Übergangsfristen für die Anwendung festgelegter Standards werden in einer 
Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung geregelt. 

Zu Artikel 1 (Änderung des Haushaltsgrundsätzegesetzes)

Pimpl-J
Durchstreichen
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Zu § 49a Absatz 2 -neu- 

Die Verordnungsermächtigung ist als Kann-Bestimmung formuliert, ihre Inanspruchnahme 
liegt im Ermessen der Bundesregierung. Sie ermöglicht die Regelung einheitlicher Vorga-
ben zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Haushaltswirtschaft in Bund und Län-
dern. Insbesondere in dem Fall, dass über das Gremium nach § 49 a Absatz 1 im Ergeb-
nis keine einheitliche Handhabung erreicht wird, kann die Bundesregierung, wenn eine 
Vergleichbarkeit der Haushaltswirtschaft in Bund und Ländern nicht mehr gewährleistet 
ist, mit Zustimmung des Bundesrates im genannten Umfang Regelungen per Verordnung 
erlassen. Die Reichweite der Verordnungsermächtigung ist auf den Arbeitsbereich des 
Gremiums beschränkt. Damit soll dem Ziel eines „gestuften“ Vorgehens innerhalb des 
§ 49a Rechnung getragen werden.  

Zu Nummer 23 (§ 49b -neu-) 

Die Erfüllung der finanzstatistischen Anforderungen ist unabhängig vom System des 
Rechnungswesens sicherzustellen. Es müssen die finanzstatistischen Daten (Ausgaben 
und Einnahmen) nach dem Gruppierungs- und dem Funktionenplan – wie bisher auf Ebe-
ne der dreistelligen Gliederung – bereitgestellt werden. Entsprechend der Regelung in § 
49a Absatz 1 wird die Erfüllung der Anforderungen der Finanzstatistik einschließlich der 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in das Gesetz aufgenommen. 

Zu Nummer 24 (§ 57 HGrG) 

Der Regelungsgehalt ist mittlerweile hinfällig. 

Zu Nummer 25 (§ 59 HGrG) 

Die Vorschrift ist gegenstandslos geworden. 

 

Zu Artikel 2 (Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3 Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a und c FPStatG)  

Die Neufassung dieser Rechtsvorschrift soll sicherstellen, dass der Bund und alle Länder, 
auch wenn sie neue Rechnungssysteme anwenden, in der Haushaltsansatz- und Jahres-
rechnungsstatistik weiterhin die Einnahmen- und Ausgabendaten in der simultanen Un-
tergliederung nach allen Gruppen und Funktionen des Gruppierungs- und Funktio-
nenplans melden (d.h. jede Funktion nach allen Gruppierungen bzw. jede Gruppe nach 
allen Funktionen). Bisher gab es einen einheitlichen haushaltsystematischen Rahmen, auf 
den sich die Finanzstatistiken bei der Erfassung ihrer Merkmale (Einnahmen, Ausgaben) 
bezogen. Da mit den neuen Regelungen im HGrG künftig unterschiedliche Haushalts- und 
Rechnungswesensysteme nicht mehr ausgeschlossen sind, muss sich die Gliederung der 
Einnahmen und Ausgaben für finanzstatistische Zwecke entsprechend der Regelung in 
§ 49b HGrG auf den für Bund und Länder einheitlichen Gruppierungs- und Funktio-
nenplan beziehen. Zur Gewährleistung einer einheitlichen Verfahrens- und Datengrundla-
ge wird nach § 49a Absatz 1 HGrG ein Bund-Länder Gremium eingerichtet, das auch den 
Gruppierungs- und Funktionenplan für die Haushalte von Bund und Ländern durch Be-
schlüsse verbindlich festlegt, welche durch Verwaltungsvorschriften der einzelnen Ge-
bietskörperschaften umzusetzen sind. Bis zu einer erstmaligen Festlegung durch das 
Gremium nach § 49a Absatz 1 HGrG gilt der nach bisheriger Rechtslage festgelegte 
Gruppierungs- und Funktionenplan. 

In Buchstabe a sind – wie bisher bereits in Buchstabe c – die Erhebungsmerkmale Ein-
nahmen und Ausgaben aus Gründen der Rechtsklarheit ausdrücklich benannt worden. 
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Zu Nummer 2 (§ 3 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a FPStatG) 

Die Neufassung dieser Rechtsvorschrift soll sicherstellen, dass der Bund und alle Länder, 
auch wenn sie neue Rechnungssysteme anwenden, in der vierteljährlichen Kassenstatis-
tik weiterhin die Einnahmen- und Ausgabendaten in der Untergliederung nach Gruppen 
des Gruppierungsplans melden. Auch hier muss sich die Gliederung der finanzstatisti-
schen Merkmale entsprechend der Regelung in § 49b HGrG auf den für Bund und Länder 
einheitlichen Gruppierungsplan beziehen.  

 

Zu Artikel 3 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Neubekanntmachungsermächtigung für das Bundesministerium der Finanzen aufgrund 
der umfangreichen Änderungen des Haushaltsgrundsätzegesetzes. 

 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die HGrG-Reform soll zum 1.1.2010 in Kraft treten. Da die Standards des Gremiums nach 
§ 49a Absatz 1 -neu- HGrG bis zum 1.1.2010 vorliegen müssen, muss das Standardisie-
rungsgremium nach § 49a Absatz 1 -neu- HGrG bereits vor Ende 2009 seine Arbeiten 
aufnehmen und Standards erstellen. 
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Auszugsweiser Abdruck: 

 
Begründung des Entwurfs für das Gesetz zur Abschaffung des Finanzplanungsrates, jetzt 

Gesetz zur Abschaffung des Finanzplanungsrates und zur Übertragung der  
fortzuführenden Aufgaben auf den Stabilitätsrat sowie zur Änderung weiterer Gesetze  

vom 27. Mai 2010 
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Zu Artikel 3  (Änderung des Finanz- und Personal-
 statistikgesetzes)

 Um  die  zeitnahe  Beobachtung  der  Haushalte  des  Bundes
 und  der  Länder  als  Grundlage  für  die  Haushaltsüberwa-
 chung  durch  den  Stabilitätsrat  zu  verbessern,  wird  die  auf
 dem  Gruppierungsplan  aufbauende  Gliederungssystematik
 der  monatlichen  Statistik  der  Einnahmen  und  Ausgaben  an
 die  geänderten  Informationsbedürfnisse  angepasst.  Damit
 verbessert  sich  der  Informationsgehalt  der  Statistik  deutlich.
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